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1. Planungsgegenstand  
1.1 Anlass und Erforderlichkeit der Planung 

Bei dem Plangebiet handelt es um Flächen für den Einzelhandel, Wohn- und Gewerbe-
gebäude sowie Landwirtschaftsflächen.  
Im Zuge der sich ändernden Nachfragesituation sowie Flächenanforderung für Einzel-
handelseinrichtungen stoßen die Kapazitäten des aktuellen Lebensmittelmarktes an ihre 
Grenzen. Aus diesem Grund ist eine Erweiterung des bestehenden Einzelhandelsstan-
dortes auf zwei Lebensmittelmärkte mit einer Verkaufsfläche des Markt 1 von 1.050 qm 
und einer Verkaufsfläche des Markt 2 bei 1.500 qm beabsichtigt. Markt 2 soll dabei ein 
Vollsortimenter darstellen, was den Zielen des Einzelhandelskonzeptes der Stadt Gran-
see (vgl. Kap. 1.4) entspricht. Eine erstellte Auswirkungsanalyse auf Ebene des Bebau-
ungsplanes Nr. 21 bestätigt die Verträglichkeit des Standortes für das geplante Vorha-
ben. Des Weiteren sollen im Plangebiet gemäß dem Rahmenplan der Stadt Gransee 
Wohngebäude, ein Heizwerk, ein Fuß- und Radweg, der den nördlich gelegenen Schul-
standort mit dem Bahnhof verbindet, sowie eine neugestaltete Straßenverkehrsanbin-
dung an die Berliner Straße entstehen. Auf dem Gelände des Feuerwehrtechnischen 
Zentrums sind zukünftig Aus- und Umbau der Gebäude für die Verwaltung sowie für 
kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke beabsichtigt.  
Auf Ebene des Flächennutzungsplanes sollen künftige geplante Wohnbauflächen als 
vorbereitende Bauleitplanung dargestellt werden. Die geplanten Wohngebäude dienen 
neben der Deckung der Nachfrage nach Wohnraum auch der Integration der Lebensmit-
telmärkte in fußläufig erreichbare Siedlungs- und Wohnstrukturen. 
Im Rahmen der 10. Änderung des Flächennutzungsplanes soll westlich des geplanten 
Einzelhandels auch eine gemischte Baufläche dargestellt werden. Für einen kleinen Teil 
der geplanten gemischte Baufläche ist bereits im rechtswirksamen Flächennutzungsplan 
des Amt Gransee und Gemeinden von 2002 eine gemischte Baufläche dargestellt, wo 
im Bestand ein Wohngebäude vorhanden ist. Da diese gemischte Baufläche eigenstän-
dig nur äußerst begrenzt umsetzbar wäre, soll auf Ebene des Flächennutzungsplanes 
eine gewisse Erweiterung der Baufläche erfolgen, um eine ausgewogene Mischung von 
Wohnen und Gewerbe zu gewährleisten. Innerhalb der geplanten gemischten Baufläche 
sind bereits bauliche Anlagen im planungsrechtlichen Außenbereich in Form von histo-
rischen landwirtschaftlichen Höfen vorhanden, welche derzeit durch Wohnen und Ge-
werbe genutzt werden. Mit der langfristigen Nachverdichtung der gemischten Baufläche 
wird der Siedlungsbereich von Gransee arrondiert und benötigte Wohn- und Gewerbe-
flächen planerisch vorbereitet. 
In dem geltenden Flächennutzungsplan des Amtes Gransee und Gemeinden in der Fas-
sung vom 18. März 2002 ist das Plangebiet als "gemischte Baufläche", „Fläche für die 
Landwirtschaft“ und „Fläche für den Ausgleichsmaßnahmen“ dargestellt. Die bisherige 
FNP-Darstellung steht den geplanten Nutzungen entgegen, daher ergibt sich das Erfor-
dernis, den Flächennutzungsplan zu ändern. Dies soll nach § 8 Abs. 3 BauGB im Paral-
lelverfahren zum Bebauungsplan Nr. 21 "Einzelhandel Berliner Straße" erfolgen. 

1.2 Beschreibung des Plangebietes 
Der räumliche Geltungsbereich der 10. Flächennutzungsplan-Änderung befindet sich 
südlich der Berliner Straße (Bundesstraße 96) und hat eine Größe von rund 5,4 ha.  
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Abb. 1: Lage des Plangebietes in der Stadt, o .M. 
Im Plangebiet der Flächennutzungsplan-Änderung liegen ein eingeschossigen Lebens-
mittelmarkt mit dazugehöriger Stellplatzanlage, das Gelände des Feuerwehrtechnischen 
Zentrums des Landkreises Oberhavel, eine Ruine mit Brachfläche, ein Wohngebäude, 
zwei landwirtschaftliche Höfe sowie Landwirtschafts- und Grünflächen. 
Bei dem Ackerland handelt es sich um Flächen, die mit Ackerzahlen von 28 bis 38 eine 
für den Landkreis Oberhavel überdurchschnittliche Ertragsfähigkeit aufweisen. Da der 
Standort bereits durch bestehenden Einzelhandel vorprägt ist und Alternativstandorte in 
Gransee für großflächigen Einzelhandel aufgrund unterschiedlicher Restriktionen sowie 
planungs- und eigentumsrechtlichen Voraussetzungen nicht zur Verfügung stehen, ist 
eine Umsetzung der Planung an anderer Stelle nicht möglich. Das Vorhaben ist an dieser 
Stelle sowohl durch den Rahmenplan der Stadt Gransee als auch durch das Einzelhan-
delskonzept und der Auswirkungsanalyse bestätigt worden. 
Im Rahmen der Abwägung kommt die Stadt Gransee zu dem Ergebnis, dass unter der 
Berücksichtigung des Verlustes landwirtschaftlicher Flächen eine Siedlungsentwicklung 
(Einzelhandel) gemäß des LEP HR sowie die zeitgemäße Nahversorgung mit Lebens-
mitteln ein höheres Gewicht beizumessen ist. Des Weiteren hat das Amt Gransee und 
Gemeinden bereits mit dem rechtswirksamen Flächennutzungsplan aus 2002 an dieser 
Stelle eine „Fläche für den Ausgleich“ dargestellt, sodass die derzeit noch hier befindli-
che landwirtschaftliche Nutzung ohnehin schon „überplant“ wurde. 

1.3 Planerische Ausgangssituation 
Raumordnung und Landesplanung 
Der Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion (LEP HR) wurde von den Landesregie-
rungen Berlins und Brandenburgs jeweils als Rechtsverordnung erlassen und trat am 1. 
Juli 2019 in Kraft.  
Die Stadt Gransee ist gemäß LEP HR ein Mittelzentrum in Funktionsteilung mit der Stadt 
Zehdenick. Das Plangebiet liegt in der Festlegungskarte 1 des LEP HR weder im Frei-
raumverbund (Ziel 6.2) noch im Gestaltungsraum Siedlung (Ziel 5.6).  
Gemäß Stellungnahme der Gemeinsame Landesplanungsabteilung Berlin-Brandenburg 
vom 14. Februar 2023 ist die Planungsabsicht an die Ziele der Raumordnung angepasst 
(vgl. Begründung zum Bebauungsplan Nr. 21). In der Stellungnahme der Gemeinsame 
Landesplanungsabteilung Berlin-Brandenburg vom 14. September 2021 werden hierzu 
nähere Ausführungen getroffen: 
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„Ziel Z 3.6 Abs. 1 und 3 LEP HR definiert die Stadt Gransee als Mittelzentrum (in Funk-
tionsteilung mit Zehdenick) im Weiteren Metropolenraum: Beide Städte übernehmen ge-
meinsam Versorgungsfunktionen für den gemeinsamen Verflechtungsbereich. Die Er-
richtung großflächiger Einzelhandelseinrichtungen ist gemäß Ziel Z 2.6 LEP HR hier zu-
lässig (Konzentrationsgebot). 
Gemäß Ziel Z 2.13 Abs. 2 LEP HR sind innerhalb Zentraler Orte großflächige Einzelhan-
delseinrichtungen mit zentrenrelevante Sortiment für die Nahversorgung (gemäß Tabelle 
1 Nr. 1.1 der Begründung des LEP HR) auch außerhalb zentraler Versorgungsbereiche 
zulässig, sofern die vorhabenbezogene Verkaufsfläche für zentrenrelevante Randsorti-
mente 10 % nicht überschreitet. Der Bebauungsplan enthält eine entsprechende Fest-
setzung zur Begrenzung der zentrenrelevanten Sortimente. 
Gemäß Grundsatz G 2.11 LEP HR soll bei der Entwicklung großflächiger Einzelhandels-
einrichtungen dafür Sorge getragen werden, dass nicht mehr als 25 % der sortiments-
spezifischen Kaufkraft im einschlägigen Bezugsraum gebunden werden (Bezugsraum 
für die Nahversorgungsfunktion ist auch in Zentralen Orten das jeweilige eigene Gemein-
degebiet). 
Das Ziel Z 2.7 LEP HR dient auch dem Schutz der verbrauchernahen Versorgung der 
Bevölkerung in benachbarten Gemeinden ohne zentralörtliche Funktion (raumordneri-
sches Beeinträchtigungsverbot). Während sich die gehobenen Versorgungsfunktionen 
des Mittelzentrums Gransee auf den mittelzentralen Versorgungsbereich beziehen, sind 
Einzelhandelseinrichtungen der Nahversorgung grundsätzlich nur auf die Nahversor-
gung der jeweiligen Standortgemeinde zu beziehen.“ 
Gemäß der Fortschreibung des Einzelhandelskonzepts der Stadt Gransee vom 18. No-
vember 2021 und in der zum Bebauungsplan Nr. 21 „Einzelhandel an der Berliner 
Straße“ erstellten Verträglichkeitsgutachten (vgl. Kap. 3.4 und 3.5 der Begründung zum 
Bebauungsplan Nr. 21) werden die zuvor genannten Anforderungen für die geplanten 
Vorhaben erfüllt. 
Regionalplanung 
Der räumliche Geltungsbereich des Baubauungsplans befindet sich in der Region Prig-
nitz-Oberhavel. Gemäß Stellungnahme der Regionalen Planungsgemeinschaft Berlin-
Brandenburg vom 1. Februar 2023 ist die Planungsabsicht mit den Belangen der Regi-
onalen Planungsgemeinschaft Prignitz- Oberhavel vereinbar. Die Belange der Regiona-
len Planungsgemeinschaft Prignitz-Oberhavel basieren auf den folgenden Erfordernis-
sen der Raumordnung: 
• Sachlicher Teilplan "Rohstoffsicherung/Windenergienutzung" (ReP-Rohstoffe) vom 

24. November 2010  
• Sachlicher Teilplan "Freiraum und Windenergie" (ReP FW) vom 21. November 2018 
• Sachlicher Teilplan "Grundfunktionale Schwerpunkte" (ReP GSP) vom 8.10.2020 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes befindet sich innerhalb der Vorbehaltsge-
bietes "Historisch bedeutsame Kulturlandschaft" Nr. 9 "Granseer Platte - Lindower Klein-
seenlandschaft" (vgl. Festlegungskarte ReP FW). Die Vorbehaltsgebiete sollen vor einer 
raumbedeutsamen Inanspruchnahme geschützt werden, welche die bestehenden Qua-
litäten der Landschaft entwerten oder stark überprägen könnte (vgl. 2.1 (G) ReP FW). 
Maßgeblich sind in diesem Zusammenhang insbesondere die denkmalgeschützte Gran-
seer Altstadt und ihre Silhouette, die insbesondere geprägt wird durch die St. Marienkir-
che, die Klosteranlage, das Ruppiner Tor und die Befestigungsanlagen. Eine land-
schaftsprägende Sichtbeziehung besteht von südlich gelegenen Granseer Endmoräne 
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bzw. dem Ilseberg in Richtung Altstadt bzw. St. Marienkirche. Wertvolle Landschafts-
strukturen in der näheren Umgebung des Plangebietes sind die Alleen entlang der B96 
sowie des Kraatzer Weges. 
Die Planungsabsicht begründet unter Berücksichtigung von Dimension, inhaltlicher Aus-
richtung und teilweiser Vorprägung des Bereiches keinen grundsätzlichen Konflikt ge-
genüber dem Vorbehaltsgebiet. Bei der weiteren Konkretisierung der Planungsabsich-
ten, insbesondere der vertikalen und horizontalen Gliederung sollten jedoch die zuvor 
benannten Belange geprüft und entsprechend berücksichtigt werden. Sofern planex-
terne Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen erforderlich werden, sollte geprüft werden, ob 
diese für die Verbesserung des Erhaltungszustandes der oben benannten Alleen genutzt 
werden können.  

1.4 Einzelhandelskonzept  
Die Fortschreibung des Einzelhandelskonzepts der Stadt Gransee vom 18. November 
2021 (vgl. Anhang 3a der Begründung zum Bebauungsplan Nr. 21) kam zusammenfas-
send zu folgenden Ergebnissen (S. 102-104):  
„Die sozioökonomischen Rahmenbedingungen für den Einzelhandel in der Stadt Gran-
see sind durch eine zukünftig rückläufige Einwohnerentwicklung, einer überdurchschnitt-
lich alte Bevölkerungsplattform, einen negativen Pendlersaldo sowie eine im regionalen 
Vergleich unterdurchschnittliche einzelhandelsrelevante Kaufkraft gekennzeichnet. Vor 
diesem Hintergrund sind die Entwicklungspotenziale des Einzelhandels in Gransee 
überwiegend restriktiv zu bewerten. Gleichwohl ist die Entwicklung im Tourismussektor 
positiv zu bewerten, wo in den vergangen Jahren ein kontinuierlicher Anstieg verzeichnet 
werden konnte. Hiervon kann auch der lokale Einzelhandel profitieren, sofern ein attrak-
tives Angebot vorgehalten wird. 
Die Stadt Gransee ist von Seiten der Landesplanung zusammen mit der östlich angren-
zenden Stadt Zehdenick als Mittelzentrum in Funktionsteilung im Weiteren Metro-polen-
raum ausgewiesen. Somit übernimmt die Stadt Gransee Versorgungsfunktionen für den 
gemeinsamen Verflechtungsbereich. Zudem steht die Stadt in einem intensiven inter-
kommunalen Wettbewerb mit den umliegenden Mittelzentren Neuruppin (rd. 34 km west-
licher Entfernung), Templin (rd. 31 km nordöstlicher Entfernung) und Oranienburg (rd. 
35 km südlicher Entfernung) sowie der Nähe zur Bundeshauptstadt Berlin (ca. 60 km 
südlich von Gransee). Zudem schränkt auch die wachsende Bedeutung des Online-Han-
dels, von welchem vor allem die innenstadttypischen Sortimente wie Bekleidung/Schuhe 
besonders stark betroffen sind, die Entwicklungsperspektiven des Einzelhandels vor al-
lem in mittel- und langfristigen Bedarf ein. (…) 
Die Verkaufsflächendichte in Gransee liegt mit rd. 1.222 qm je 1.000 Einwohner unter 
dem Bundesschnitt und ist auch unter Berücksichtigung der zentralörtlichen Funktion der 
Stadt Gransee als unterdurchschnittlich zu bezeichnen. Dies gilt auch für den kurzfristi-
gen Bedarf. Die Einzelhandelszentralität bewegt sich mit lediglich rd. 69 % ebenfalls auf 
einem niedrigen Niveau und deutet auf erhebliche Kaufkraftabflüsse an Standorte au-
ßerhalb des Stadtgebiets sowie in den Online-Handel hin. Zwischen den einzelnen Sor-
timenten sind jedoch deutliche Zentralitätsunterschiede zu konstatieren. Während die 
Nachfrageabflüsse im kurzfristigen Bedarf geringer ausfallen, fließt in den Teilsegmen-
ten des mittel- und langfristigen Bedarfs teils deutlich mehr als die Hälfte der Kaufkraft 
aus Gransee ab. 
Rein quantitativ wird in der Stadt Gransee derzeit ein ausreichendes Nahversorgungs-
angebot vorgehalten, welches in der Kernstadt eine nahezu lückenlose, wohnortnahe 
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Versorgung mit Gütern des täglichen Bedarfs sicherstellt. In qualitativer Hinsicht lässt 
sich jedoch ein Anpassungsbedarf hinsichtlich eines modernen und leistungsfähigen Le-
bensmittelvollsortimenters feststellen. Versorgungslücken bestehen zudem in den räum-
lich abgesetzten Stadtteilen mit jeweils nur geringem Einwohnerpotenzial. Diese werden 
sich perspektivisch nicht schließen lassen. 
Der Entwicklungsrahmen für den Einzelhandel in Gransee bis zum Jahr 2030 beträgt rd. 
3.200 qm Verkaufsfläche. Der Großteil hiervon entfällt auf den kurzfristigen Bedarfsbe-
reich. Die ermittelten Verkaufsflächenspielräume sollten daher vornehmlich zur weiteren 
Qualifizierung der lokalen Nahversorgungsstruktur genutzt werden. 
Das künftige Standort- und Zentrenkonzept des Einzelhandels in Gransee weist mit dem 
historischen Stadtkern einen zentralen Versorgungsbereich im Sinne des § 34 BauGB 
aus. Der zentrale Versorgungsbereich Historischer Stadtkern von Gransee ist aufgrund 
seines geringen Einzelhandelsbesatzes und der vermehrten Leerständen entlang der 
zentralen Achse Rudolf-Breitscheid-Straße einzelhandelsseitig nur als eingeschränkt 
funktionsfähig zu beurteilen. (…) Die Privilegierten Nahversorgungsstandorte (Aldi bzw. 
perspektivisch Edeka an der Berliner Straße, Netto an der Oranienburger Straße sowie 
Penny an der Templiner Straße) werden durch einen integrierten Standort für Nahver-
sorgung geprägt und z.T. ergänzt durch einige wenige arrondierende Angebote. 
Die grundsätzliche Entwicklungsstrategie richtet sich dabei auf das Leitprinzip „Konzent-
ration auf die bestehenden Standorte“ aus und stellt vor allem die Sicherung des histo-
rischen Stadtkerns von Gransee als tragender Einzelhandelsstandort durch die Konzent-
ration verschiedener Einzelhandelsformate mit einem möglichst breiten Branchen- und 
Sortimentsmix sowie einer hohen Multifunktionalität heraus. Demgegenüber sollen die 
Privilegierten Nahversorgungsstandorte eine wichtige Funktion bei der Sicherung der 
wohnortnahen Grundversorgung übernehmen. Ergänzende Funktionen und zentrenre-
levanter Einzelhandel sind an diesen Standorten stark untergeordnet vorhanden bzw. 
perspektivisch vorgesehen.“ 
Zum Planvorhaben wurden folgende Aussagen getroffen (S.101):  
„Zum Zeitpunkt der Erarbeitung des Konzepts besteht in der Stadt Gransee ein konkre-
tes Planvorhaben bzw. eine Anfrage zur Umstrukturierung eines bestehenden Einzel-
handelsstandorts. Dabei beinhaltet das Vorhaben mit der Erweiterung des Aldi-Lebens-
mitteldiscounter auf zukünftig rd. 1.050 qm Verkaufsfläche sowie die Ansiedlung eines 
Edeka-Verbrauchermarkts mit rd. 1.500 qm Verkaufsfläche an der Berliner Straße zwei 
Komponenten aus dem periodischen bzw. nahversorgungsrelevanten Einzelhandel. 
Vor dem Hintergrund der ermittelten Flächenpotenziale zwischen rd. 1.750 bis 1.950 qm 
Verkaufsfläche im kurzfristigen bzw. nahversorgungsrelevanten Bedarf sowie einer be-
stehenden qualitativen Versorgungslücke im Stadtgebiet (kein Vollsortimenter im Stadt-
gebiet von Gransee) kann das Gesamtvorhaben im Sinne des Einzelhandels-konzepts 
positiv eingeordnet werden. Mit der Realisierung des Gesamtvorhabens kommt es zu 
einer zukunftsfähigen Aufstellung sowie einer nachhaltigen Absicherung eines ausge-
wiesenen Privilegierten Nahversorgungstandorts. Gleichzeitig werden durch die Reali-
sierung eines Vollsortimenters bestehende qualitative Defizite abgebaut und weitere Ab-
flüsse an umliegende Kommunen vermieden. Dem Standort ist sowohl durch den MIV 
als auch durch den ÖPNV eine gute ortstypische Erreichbarkeit zu konstatieren.“ 

1.5  Standortalternativen 
Als Alternativstandort für die Lebensmittelmärkte stehen in Gransee keine geeigneten 
Standorte zur Verfügung. Im Plangebiet ist bereits ein Einzelhandelsmarkt für die 
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Nahversorgung vorhanden und wird im Einzelhandelskonzept der Stadt Gransee vom 
18. November 2021 bereits explizit als „privilegierter Nahversorgungsstandort Aldi-Le-
bensmitteldiscounter (sowie perspektivisch Edeka-Verbrauchermarkt) an der Berliner 
Straße“ ausgewiesen. 
Das Einzelhandelskonzept der Stadt Gransee sieht neben dem Plangebiet nur drei wei-
tere mögliche Standorte für großflächigen bzw. nahversorgungsrelevanten Einzelhandel 
vor: Den „zentralen Versorgungsbereich Historischer Stadtkern“, welcher aufgrund sei-
ner Struktur mit begrenzt verfügbaren und kleinteiligen Verkaufsflächen für das geplante 
Vorhaben nicht in Frage kommt, sowie den „privilegierten Nahversorgungsstandort 
Netto-Lebensmitteldiscounter an der Oranienburger Straße“ westlich der Kernstadt und 
den privilegierten Nahversorgungsstandort Penny-Lebensmitteldiscounter an der Temp-
liner Straße“ östlich der Kernstadt, welche jedoch beide bereits durch Einzelhandels-
märkte genutzt werden. 
Eine erstellte Auswirkungsanalyse auf Ebene des Bebauungsplanes Nr. 21 bestätigt die 
Verträglichkeit des Standortes für das geplante Vorhaben. 
Die geplanten Wohnbauflächen, gemischten Bauflächen sowie die Sonderbaufläche Nr. 
21 „Verwaltung, für kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke“ stellen eine Arron-
dierung des Stadtgebietes dar. Aufgrund der Nähe zum Bahnhof, des vorhandenen bzw. 
nun erweiterten Einzelhandelsangebotes sowie auch der vorhandenen Erschließung der 
geplanten Bauflächen sind die Standorte in Abwägung weniger anderer möglicher bzw. 
verfügbarer Alternativflächen für den Wohnungsbau gewählt worden. 
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2. Planinhalt  
 
Wesentlicher Inhalt der Planänderung 
Die 10. Änderung des Flächennutzungsplans dient im Wesentlichen der Schaffung der 
planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Entwickelbarkeit des Bebauungsplans Nr. 
21 "Einzelhandel Berliner Straße" nach § 8 Abs. 2 BauGB. Nähere Inhalte zur Planung 
sind den entsprechenden Planungsunterlagen des Bebauungsplanes zu entnehmen. 
Die im rechtswirksamen Flächennutzungsplan des Amtes Gransee und Gemeinden vom 
18. März 2002 bisher als  
• gemischte Baufläche, 
• Grünfläche Zweckbestimmung „Parkanlage“ 
• Fläche für die Landwirtschaft und 
• Fläche für Ausgleichsmaßnahmen 

dargestellten Flächen sollen mit der 10. Änderung des Flächennutzungsplans künftig als  
• Sonderbaufläche Nr. 20* mit der Zweckbestimmung „großflächiger Einzelhandel“,  
• Sonderbaufläche Nr. 21* mit der Zweckbestimmung „Verwaltung sowie für kultu-

relle, soziale und gesundheitliche Zwecke“, 
• Wohnbaufläche, 
• Gemischte Baufläche  
• Grünfläche (0,47 ha) 
• Verkehrsfläche und  
• Fläche für Ausgleichsmaßnahmen 

dargestellt werden.  
*Die Nummerierung wurde entsprechend der sonstigen Nummerierungen der Sonder-
bauflächen im rechtswirksamen Flächennutzungsplan fortgeführt. 
Hinweis:  
Die Darstellungen im Flächennutzungsplan sind nicht grundstücksscharf. Es besteht 
kein Rechtsanspruch. Ein Flächennutzungsplan soll die allgemeinen Planungsabsichten 
des Amtes als vorbereitende Bauleitplanung zum Ausdruck bringen. 
 
Flächenbilanz der Planung: 
 
Summe Geltungsbereich:   6,00 ha 
Wohnbaufläche:   0,74 ha 
Sonderbaufläche Nr. 20:  1,76 ha 
Sonderbaufläche Nr. 21: 0,61 ha 
Gemischte Baufläche:  1,72 ha 
Grünfläche:    0,47 ha 
Fläche für den Ausgleich:  0,64 ha 
Verkehrsfläche:   0,05 ha 
 
Die Werte sind gerundet. 
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Städtebauliche Auswirkungen 
Mit Umsetzung der Planänderung bringt das Amt Gransee und Gemeinden die verän-
derte städtebauliche Entwicklungsvorstellung bezüglich des Plangebietes zum Aus-
druck. Gegenüber der bisherigen Darstellung verdeutlichen die Darstellungen "Sonder-
bauflächen" „Wohnbauflächen“ und „gemischte Bauflächen“ die sich veränderten öffent-
lichen Belange und geänderten städtebaulichen Entwicklungsziele in der Stadt Gransee, 
den Standort an der Berliner Straße planungsrechtlich langfristig als Standort für die 
Nahversorgung, für Verwaltung sowie für das Wohnen und Gewerbe zu sichern. 
Durch die Schaffung der genannten planungsrechtlichen Voraussetzung verbessert sich 
Versorgung der Bevölkerung in Bezug auf die Nahversorgung mit Lebensmitteln und 
Wohn- sowie Gewerberaum sowie das kulturelle, soziale und gesundheitliche Angebot. 
Die Zunahme des Verkehrs wurde schalltechnisch auf Ebene des Bebauungsplanes ge-
prüft und bestätigt, dass die rechtlichen Orientierungswerte eingehalten werden. 
Die Umweltauswirkungen sind im Rahmen der Umweltprüfung untersucht und im Um-
weltbericht (Kapitel 3) erläutert worden. 
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3. Umweltbericht 
3.1 Einleitung 

3.1.1 Anlass und Inhalt der FNP-Änderung 
Für das Plangebiet liegt der wirksame Flächennutzungsplan (FNP) des Amtes Gransee 
und Gemeinden von 2002 vor. Darin ist das Plangebiet ist als Grünfläche mit der Zweck-
bestimmung Parkanlage, als gemischte Baufläche, als Flächen für die Landwirtschaft 
und als Flächen für Ausgleichsmaßnahmen dargestellt. Der räumliche Geltungsbereich 
der 10. Flächennutzungsplan-Änderung befindet sich südöstlich der Berliner Straße. Er 
hat eine Größe von rund 6,0 ha.  
Im Bestand sind die Flächen für Ausgleichsmaßnahmen bislang nicht vollzogen. Sie wer-
den derzeit als intensiv genutzter Acker bewirtschaftet. Die Grünfläche ist als Bestands-
fläche straßenbegleitend an der Berliner Straße vorhanden. Auf der gemischten Bauflä-
che befindet sich ein Wohngebäude an der Berliner Straße, ein Lebensmittelmarkt mit 
seinen Nebenanlagen und das Feuerwehrtechnische Zentrum des Landkreises Oberha-
vel. Die als Flächen für Landwirtschaft dargestellten Flächen liegen im planungsrechtli-
chen Außenbereich. Sie sind entlang der Berliner Straße mit zwei weiteren Wohngebäu-
den und einer Gewerbeeinheit mit angegliederter Wohnnutzung bebaut. Die vorhandene 
Baulücke zwischen den Bestandshöfen liegt an der Berliner Straße und ist ca. 50-60 m 
breit. Diese Fläche und die rückwärtig hinter den Bestandshöfen liegen Flächen werden 
als intensiv genutzter Acker bewirtschaftet. 
Die Stadt Gransee stellt den Bebauungsplan Nr. 21 "Einzelhandel Berliner Straße" mit 
einer Größe von ca. 2,95 ha auf. In dem Bebauungsplan werden gemäß § 11 BauNVO 
ein sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „großflächiger Einzelhandel“ so-
wie gemäß § 9 Absatz 1 Nummer 12 BauGB eine Versorgungsfläche sowie die zugehö-
rigen Erschließungsflächen festgesetzt. 
gemäß § 11 BauNVO das sonstige Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „großflächi-
ger Einzelhandel“ (SO-1), das sonstige Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Ver-
waltung, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke“ (SO-2) und gemäß § 9 Absatz 
1 Nummer 12 BauGB eine Versorgungsfläche sowie die zugehörigen Erschließungsflä-
chen festgesetzt. 
Die geplanten Festsetzungen als Sondergebiete und Versorgungsfläche stehen den Dar-
stellungen des wirksamen Flächennutzungsplanes des Amtes Gransee und Gemeinden 
von 2002 entgegen. Der Flächennutzungsplan wird daher im Parallelverfahren nach § 8 
Abs. 3 Satz 1 BauGB geändert.  
Mit der 10. Änderung des Flächennutzungsplans sollen die bisher als  

• gemischte Baufläche (rd. 2,1 ha), 
• Grünfläche Zweckbestimmung „Parkanlage“ (rd. 0,2 ha), 
• Fläche für die Landwirtschaft (rd. 2,3 ha) und 
• Fläche für Ausgleichsmaßnahmen (rd. 1,5 ha) 

dargestellten Flächen künftig als  
• Sonderbaufläche 20 Zweckbestimmung "großflächiger Einzelhandel" (1,76 ha),  
• Sonderbaufläche 21 Zweckbestimmung "Verwaltung, kulturelle, soziale und gesund-
heitliche Zwecke" (0,60 ha),  
• Wohnbaufläche (0,74 ha), 
• Gemischte Baufläche (1,72 ha) 
• Grünfläche (0,47 ha) 
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• Verkehrsfläche (0,05 ha) und 
• Fläche für Ausgleichsmaßnahmen (0,64 ha) 

dargestellt werden.  
Zeitgleich und zugehörig wird der erforderliche Umweltbericht gemäß § 2a BauGB erar-
beitet und die Umweltprüfung durchgeführt. 

3.1.2 Umweltschutzziele aus übergeordneten Gesetzen und Planungen 
Brandenburgisches Naturschutzausführungsgesetz  
Das Brandenburgische Naturschutzausführungsgesetz (BNatSchG) konkretisiert die 
Ziele des BNatSchG landesspezifisch.  
Im Plangebiet befinden sich keine gemäß § 30 BNatSchG i. V. m. § 18 BbgNatSchAG 
gesetzlich geschützten Biotope.  
Brandenburgisches Denkmalschutzgesetz  
Das Brandenburgische Denkmalschutzgesetz (BbgDSchG) formuliert Grundsätze, die 
bei der Entdeckung, Entfernung bzw. Umsetzung von Bodendenkmalen zu beachten 
sind. Innerhalb des Plangebietes sich keine Bau- bzw. Bodenkmale bekannt.  
Wasserhaushaltsgesetz 
Im Plangebiet befinden sich keine natürlichen Oberflächengewässer.  
Das Plangebiet befindet sich in keinem Hochwasserrisikogebiet im Sinne des § 73 Ab-
satz 1 Satz 1 WHG. 
Das Plangebiet befindet sich außerhalb von Trinkwasserschutzzonen.  
Besonderer Artenschutz 
Bei der Aufstellung des Bebauungsplanes sind die Verbotstatbestände des besonderen 
Artenschutzes gemäß § 44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) zu beachten. Dies 
betrifft das Tötungsverbot, das Störungsverbot das Verbot der Beeinträchtigung von 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten.  
Parallel zum B-Planverfahren Nr. 21 "Einzelhandel Berliner Straße" wurde ein Arten-
schutzbeitrag vom Ingenieurbüro für faunistische Gutachten (Menz, 2021) erstellt. Die 
Aussagen zum Artenschutz werden berücksichtigt. 
Landesentwicklungsplan  
Gemäß Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg (LEP HR) hat 
das Plangebiet Anschluss an das Siedlungsgebiet von Gransee und gehört gemäß Ziel 
Z 5.6 Abs. 2 und 3 LEP HR zu den Schwerpunkten der Wohnsiedlungsflächenentwick-
lung. Das Plangebiet liegt nicht im Freiraumverbund (Ziel 6.2). 
Regionalplanung 
Das Plangebiet befindet sich in der Region Prignitz-Oberhavel. Ein Vorentwurf des Ge-
samtplanes liegt noch nicht vor. 
Die Festlegungen zum Freiraum und zu den Historisch bedeutsamen Kulturlandschaften 
des Regionalplanes Prignitz-Oberhavel, Sachlicher Teilplan "Freiraum und Windener-
gie" wurden mit Bescheid vom 17. Juli 2019 genehmigt. Das Plangebiet liegt innerhalb 
des Vorbehaltsgebietes „Historisch bedeutsame Kulturlandschaft“ Nr. 9 „Granseer Platte 
- Lindower Kleinseenlandschaft“. Gemäß Grundsatz 2.1 sollen die Vorbehaltsgebiete vor 
einer raumbedeutsamen Inanspruchnahme geschützt werden, welche die bestehenden 
Qualitäten der Landschaft entwerten oder stark überprägen könnte.  
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Das Plangebiet ist bereits mit einem Discounter und mehreren Wohn- und Gewerbeein-
heiten bebaut. Durch die geplante Erweiterung erfolgt eine Erweiterung des Baugebietes 
nach Süden und Osten. Auf der der Ostseite ist eine großzügige Eingrünung des Bau-
gebietes geplant. Im Bestand ist diese Eingrünung nur teilweise vorhanden. Durch die 
Planung ist somit eine Verbesserung der Einbindung der baulichen Anlagen in das Land-
schaftsbild zu erwarten. 
Die im Zusammenhang mit der „Historisch bedeutsamen Kulturlandschaft“ Nr. 9 „Gran-
seer Platte - Lindower Kleinseenlandschaft“ prägenden Objekte, wie die denkmalge-
schützte Granseer Altstadt und ihre Silhouette mit der St. Marienkirche, die Klosteran-
lage, das Ruppiner Tor und die Befestigungsanlagen werden durch die Planung nicht 
beeinträchtigt. 

3.1.3 Methodik der Umweltprüfung 
Gemäß § 2a BauGB ist der Begründung zur Änderung des Flächennutzungsplanes ein 
Umweltbericht beizufügen, in dem die aufgrund der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 und 
Anlage 1 zum BauGB ermittelten und bewerteten Belange des Umweltschutzes darzu-
legen sind. Dies erfolgt im vorliegenden Verfahren verbal-argumentativ. Als Grundlage 
für die Beschreibung und Bewertung des Bestandes sowie für die Prognose der Auswir-
kungen dienen die Aussagen des Umweltberichtes zum Bebauungsplan Nr. 21 "Einzel-
handel Berliner Straße". 
Der Umweltbericht zum Bebauungsplan enthält jedoch aufgrund der konkreteren Pla-
nungsebene weitergehende und genauere Informationen zu den einzelnen Schutzgütern 
und Umweltbelangen. Auf Ebene der Flächennutzungsplanung sind im Umweltbericht 
zudem allgemeine Aussagen zu Vermeidungs-, Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
ausreichend. 

3.2 Beschreibung, Bewertung und Prognose des Umweltzustandes 

3.2.1 Schutzgebiete und geschützte Objekte 
Beschreibung 
Innerhalb des Plangebietes befinden sich keine Schutzgebiete nach nationalem oder 
internationalem Recht. 
Als nächstgelegene Schutzgebiete liegen nördlich der Stadt Gransee in einer Entfernung 
von mindestens 1.200 m das NSG Gehron-See und das SPA-Gebiet Obere Havelniede-
rung. Östlich des Plangebietes liegt das NSG Biotopverbund Welsengraben, das FFH-
Gebiet Zehdenicker-Mildenberger Tonstiche und das SPA-Gebiet Obere Havelniede-
rung in einer Entfernung von ca. 3.700 m. Westlich des Plangebietes liegt der Naturpark 
Stechlin-Ruppiner Land und das SPA-Gebiet Obere Havelniederung in einer Entfernung 
von ca. 2.500 m. 
Bewertung 
Für die angrenzenden Schutzgebiete und geschützten Objekte hat das Plangebiet keine 
Bedeutung. 
Auswirkung 
Aufgrund der vorhandenen baulichen Vorbelastung des Plangebietes und den räumli-
chen Abständen zu den Schutzgebieten werden keine erheblichen Umweltauswirkungen 
wie Verlust, Zerschneidung und Funktionsbeeinträchtigung von Schutzgebietskatego-
rien nach §§ 20 bis 30 BNatSchG erwartet. 
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3.2.2 Fläche, Geologie und Boden 
Beschreibung 
Das Plangebiet gehört zur naturräumlichen Einheit „Hochfläche der Granseer Platte“. 
Die Böden entstanden im Pleistozaen, Weichsel-Kaltzeit, im Brandenburger Stadium. 
Laut Geologischer Karte 1 : 25.000 werden folgende Böden angegeben: 
- Grundmoränenbildungen (Geschiebemergel und -lehm): Schluff, stark sandig, 

schwach kiesig bis kiesig, mit Steinen 
Im gesamten Plangebiet bestehen Vorbelastungen. Einerseits durch die intensive land-
wirtschaftliche Nutzung der Ackerflächen und die damit verbundene Bewirtschaftung, 
durch die es regelmäßig zu Nährstoffeinträgen kommt. Weitere Vorbelastungen beste-
hen aufgrund der baulichen Anlagen und der intensiven anthropogenen Nutzung im Be-
reich des Discounters und der Wohngebäuden und der Gewerbeeinheit entlang der Ber-
liner Straße. 
Bewertung 
Besonders schutzwürdige Bodenstrukturen oder geologische Verhältnisse befinden sich 
nicht im Plangebiet. Im bebauten Bereich erfolgten verschiedene Aufschüttungen und 
Bodenumlagerungen. Auf der Oberfläche stehen keine natürlichen Böden mehr an. Ins-
gesamt ist die Wertigkeit der Böden als gering einzustufen. 
Altlastenverdachtsflächen sind innerhalb des Plangebietes nicht bekannt. 
Auswirkung 
Durch die Erweiterung der Baugebietsdarstellungen wird die Nutzung von bislang unver-
siegelten Ruderal- und Ackerflächen auf ca. 2,7 ha planerisch vorbereitet.  

3.2.3 Wasser und Grundwasser 
Beschreibung 
Gemäß Hydrogeologischer Karte (HYK50, 1965) liegt der Grundwasserflurabstand im 
Plangebiet zwischen 1,5 und 3,5 Meter. Die Linie gleicher Grundwasserhöhe (Isohyp-
sen) liegt bei 52,0 m bis 53,0 m. Das Gefälle verläuft nach Nordosten in Richtung Ebers-
walder Urstromtal. Es handelt sich um einen oberflächig anstehenden Grundwasserge-
ringleiter mit hohem Sandgehalt (vorwiegend Geschiebemergel und -lehm des Branden-
burger Stadiums der Weichselkaltzeit). 
Die gemischte Baufläche ist bereist großflächig versiegelt. Das anfallende Regenwasser 
wird abgeführt. Auf den versiegelten Flächen findet keine Grundwasserneubildung statt. 
Die bislang nicht bebauten Flächen sind weitgehend unversiegelt. Sie dienen der Grund-
wasserneubildung. Der Boden aus stark schluffigen Sanden oder stark sandigen Schluf-
fen ist bedingt wasserdurchlässig. Im gesamten Gebiet bestehen vermutlich oberflä-
chennahe Stauschichten, so dass keine besondere Empfindlichkeit gegenüber mögli-
chen Verunreinigungen zumindest des obersten Grundwasserkörpers gegeben ist.  
Im Plangebiet befinden sich keine natürlichen Oberflächengewässer. 
Bewertung 
Das Plangebiet hat für die Grundwasserneubildung voraussichtlich eine geringe Bedeu-
tung. 
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Auswirkung 
Durch die Erweiterung der Baugebietsdarstellungen wird die Nutzung von bislang unver-
siegelten Ruderal- und Ackerflächen auf ca. 2,7 ha planerisch vorbereitet. Hier ist eine 
Zunahme der Versiegelung und eine Verringerung der Versickerungsrate zu erwarten.  

3.2.4 Pflanzen, Biotope und Biotopverbund 
Beschreibung 
Dominiert wird das Plangebiet durch die Gebäude und baulichen Nebenanlagen entlang 
der Berliner Straße und den vorhandenen Lebensmittelmarkt. Ein Großteil der baulich 
genutzten Flächen ist versiegelt. Begrünung ist ausschließlich auf den bebauten Grund-
stücken vorhanden. Im Bereich einer ehemaligen Hofstelle haben sich über Sukzession 
Gehölz- und Ruderalflächen entwickelt. Die Flächen östlich der Bebauung entlang der 
Berliner Straße werden intensiv landwirtschaftlich als Acker genutzt. Eine Gliederung der 
Agrarlandschaft ist nur in einem kleinen Bereich durch den Endpunkt einer in Ost-West-
Richtung verlaufenden Hecke vorhanden. 
Gesetzlich geschützte Biotope kommen im Plangebiet nicht vor. 
Bewertung 
Die meisten Biotoptypen des Plangebietes sind naturfern, anthropogen entstanden und 
vorbelastet. Naturschutzfachlich haben sie keine besondere Wertigkeit. Die Einzel-
bäume und Gehölzflächen haben für den Biotopverbund eine geringe Bedeutung. Einzig 
die in Ost-West-Richtung verlaufenden Hecke ist für den Biotopverbund bedeutsam. 
Auswirkung 
Auf den baulich vorgeprägten Flächen und den Ackerflächen sind keine nachhaltigen 
negativen Auswirkungen auf Pflanzen und Biotope durch die Änderung der Darstellung 
zu erwarten. Bei Beanspruchung von Gehölzen im Geltungsbereich des wirksamen Be-
bauungsplanes Nr. 3 „Ortseingang Berliner Straße“ ist die Satzung zum Schutz des 
Baumbestandes der Stadt Gransee (Baumschutzsatzung, 2010) anzuwenden. 
Das Biotopentwicklungspotential wird durch die Überplanung der potentiellen Flächen 
für Ausgleichsmaßnahmen durch Bauflächen im Bereich des Ackers gemindert. Bei ei-
nem Erhalt der in Ost-West-Richtung verlaufenden Hecke und deren Integration in die 
Wohnbauflächen können negative Auswirkungen vermieden werden. 

3.2.5 Tiere und biologische Vielfalt 
Beschreibung 
Die artenschutzrechtlichen Belange der streng geschützten Arten gemäß 
§ 44 BNatSchG wurden vom Ingenieurbüro für faunistische Gutachten im Artenschutz-
beitrag Voraussichtlicher Bebauungsplan der Stadt Gransee „Einzelhandel Berliner 
Straße“ (Menz, 2021) im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 21 "Einzel-
handel Berliner Straße" geprüft. Dabei wurden auch die angrenzenden Ackerflächen mit 
kartiert und untersucht. Für die Gebäude entlang der Berliner Straße kann von einem 
Artenspektrum ausgegangen werden, dass identisch mit den kartierten Flächen des Be-
bauungsplanes Nr. 21 "Einzelhandel Berliner Straße" ist. 
Für die Avifauna wurden Brutvögel des siedlungsnahen Bereichs kartiert. Für die Fleder-
mausarten stellen der Baumbestand und die Ruine der ehemaligen Hofstelle geeignete 
Habitate dar. Reptilien- oder Amphibienpopulationen bzw. sonstige Arten des Anhang IV 
der FFH-RL wurden nicht nachgewiesen.  
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Bewertung 
Die kartierten Arten entsprechen dem erwartetenden ubiquitären Artenspektrum der 
Siedlungsbereiche. Die Gehölzflächen sind als Lebensraum für Brutvögel und Fleder-
mäuse von Bedeutung. Aufgrund des anthropogenen Charakters ist nur eine geringe 
biologische Vielfalt auf den Flächen anzutreffen. 
Auswirkung 
Auf den anthropogen vorgeprägten Flächen des Plangebietes können negative Auswir-
kungen auf Brutvögel und Fledermäuse durch vorgezogene Kompensationsmaßnahmen 
vermieden werden. Im Artenschutzbericht zum Bebauungsplan Nr. 21 "Einzelhandel 
Berliner Straße" werden die Wirkungen auf die Arten und ihre lokalen Populationen nach-
vollziehbar dargestellt. Unter Berücksichtigung von Vermeidungs- und CEF-Maßnahmen 
sind artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände vermeidbar. Eine artenschutzrechtliche 
Ausnahme gemäß § 45 Abs. 7 BNatSchG i. V. m. Art. 16 FFH-RL ist nicht erforderlich."  

3.2.6 Luft und Klima 
Beschreibung 
Das Plangebiet unterliegt einer erhöhten Verdunstung durch die vorhandenen Versiege-
lungen und baulichen Anlagen, wodurch es an warmen Tagen zu einer schnelleren Er-
wärmung als in der freien Landschaft kommt. Die Ackerflächen sind geringfügig als Kalt-
luftproduktionsflächen einzustufen. Durch die Bewirtschaftung der Ackerflächen können 
temporär Staubbelastungen auftreten. 
Bewertung 
Eine direkte örtliche Beeinträchtigung besteht durch die vorhandenen baulichen Nutzun-
gen. Kleinklimatisch kann das Plangebiet als gering belastet eingestuft werden. 
Lufthygienische Belastungen bestehen durch die vorhandenen baulichen Nutzungen 
und die Bewirtschaftung der Ackerflächen. 
Auswirkung 
Bezogen auf das Kleinklima des Plangebietes und den Klimawandel sind mit der Ände-
rung des Flächennutzungsplanes keine Auswirkungen verbunden, die eine vertiefte Be-
trachtung erfordern.  

3.2.7 Landschaftsbild und Erholung 
Beschreibung 
Das Plangebiet wird dominiert von den baulichen Anlagen entlang der Berliner Straße, 
dem Lebensmittelmarkt, den Ruinen der ehemaligen Hofstelle und Intensivackerflächen. 
Die Landwirtschaftsflächen sind weitgehend eben und frei von Hecken, Baumreihen und 
anderen sichtverschattenden Elementen. Eine weiträumige Sichtbarkeit ist nur von Os-
ten gegeben. 
Erholungsnutzungen befinden sich nicht Plangebiet.  
Bewertung 
Für die Erholungsnutzung hat das Gebiet keine Bedeutung. Zusammenhängende Spa-
zier- bzw. Wanderwege, die zur Naherholung sind nicht vorhanden. 
Insgesamt hat das Plangebiet in Bezug auf das Schutzgut Landschaftsbild und die Er-
holungsnutzung eine untergeordnete Bedeutung.  
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Auswirkung 
Die wesentliche Veränderung des Landschaftsbildes erfolgt durch die Erweiterung der 
Bauflächen nach Osten und den damit verbundenen Verlust von unbebauten Ackerflä-
chen zugunsten von Wohngebietsflächen. Die Beeinträchtigung kann durch die Anlage 
von Gehölzstrukturen und Begrünungen der Wohngebietsflächen vermieden werden. 

3.2.8 Kultur- und sonstige Sachgüter 
Beschreibung 
Im Plangebiet und umliegenden relevanten Flächen sind Kultur- und Sachgüter nicht 
bekannt. 
Bewertung 
Kultur- und Sachgüter haben keine Bedeutung. 
Auswirkung 
Es werden keine Auswirkungen erwartet. 

3.2.9 Mensch und Gesundheit 
Beschreibung 
Im Plangebiet befinden sich zu Wohnzwecken genutzte Gebäude im planerischen Au-
ßenbereich entlang der Berliner Straße. Die nächstgelegenen Wohngrundstücke im In-
nenbereich liegen nördlich des Plangebietes. Durch die Verkehrsbelastung auf der B 96 
besteht eine Vorbelastung des Plangebietes mit Lärmimmissionen.  
Bewertung 
Für die Schutzgüter Mensch und Gesundheit hat das Plangebiet keine Bedeutung. 
Auswirkung 
Es werden keine Auswirkungen erwartet. 

3.2.10 Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern 
Wesentliche Wechselwirkungen gehen von der derzeitigen Nutzungs- und Biotopstruktur 
aus. Sie ist charakterisiert durch anthropogene bauliche Nutzungen mit ihren begleiten-
den Gehölz- und Grünflächen sowie der Ackerfläche. Durch die Beeinträchtigung der 
Gehölzflächen können negative Wechselwirkungen auf das Wirkungsgefüge Pflan-
zen/Tiere entstehen. Im Plangebiet sind geringe negative Wechselwirkungen durch die 
Bodenversiegelung zu erwarten. Es sind vor allem Wirkungsgefüge der Schutzgüter Bo-
den und Wasser gegeben. Da voraussichtlich keines der Schutzgüter großflächig beein-
trächtigt wird, wird auch keine Erheblichkeit für die Wirkgefüge abgeleitet. 

3.2.11 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der 
Planung 
Bei Nichtdurchführung der Planung bliebe die Fläche weiter ungenutzt, würde aber anth-
ropogen vorgeprägt sein. Eine Beanspruchung der Ackerfläche würde nicht erfolgen. 
Eine Verbesserung der Standortbedingungen für Tiere und Pflanzen wäre nur bei einem 
großflächigen Rückbau der baulichen Anlagen und einer Entwicklung der Ackerfläche 
als Fläche für Ausgleichsmaßnahmen möglich. 

3.3 Maßnahmen zur Vermeidung, Minderung und Kompensation 
Um die voraussichtlichen Eingriffe in die Schutzgüter zu verringern, vollständig zu ver-
meiden bzw. auszugleichen, wurden die nachfolgend aufgeführten Maßnahmen im Rah-
men des Bebauungsplanverfahrens Bebauungsplan Nr. 21 "Einzelhandel Berliner 
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Straße" ergriffen. Der Gegenüberstellung von Eingriffen in Natur und Landschaft und 
den möglichen Maßnahmen innerhalb und außerhalb des Geltungsbereiches des Be-
bauungsplanes ist zu entnehmen, dass alle Eingriffe vermieden bzw. durch die extern 
gesicherten Kompensationsmaßnahmen und die internen Ausgleichsmaßnahme kom-
pensiert werden können.  
Fläche, Geologie und Boden 
- für die Versiegelung von 8.460 m² (Sondergebiet SO-1 bzw. Sonderbaufläche 20) Bo-

den ist im Verhältnis von 1 : 2 auf 16.920 m² Acker in Extensivgrünland umzuwandeln 
(planextern im Flächenpool Zempow) 

- für die Versiegelung von 918 m² (Sondergebiet SO-2 bzw. Sonderbaufläche 21) Boden 
sind planextern 918 m² Fläche zu entsiegeln oder im Verhältnis von 1 : 2 (1.836 m²) 
eine flächige Gehölzpflanzung anzulegen bzw. Acker in Extensivgrünland umzuwan-
deln oder im Verhältnis von 1 : 3 (2.754 m²) Intensivgrünland zu extensivieren 

- für die Versiegelung von 573 m² (Heizwerk) Boden ist die Neuanlage von Gehölzstruk-
turen im Umfang von 1.146 m² auf den Flurstück 1 und 2 in der Flur 17 der Gemarkung 
Gransee vorgesehen 

- für die Versiegelung von ca. 1 ha (Erweiterung Misch- und Allgemeines Wohngebiet) 
Boden sind planextern ca. 1 ha Fläche zu entsiegeln oder im Verhältnis von 1 : 2 (2 ha) 
eine flächige Gehölzpflanzung anzulegen bzw. Acker in Extensivgrünland umzuwan-
deln oder im Verhältnis von 1 : 3 (3 ha) Intensivgrünland zu extensivieren 

- Vermeidung von Bodenbeeinträchtigungen während der Bauzeit, Beachtung der 
DIN 18300 und die DIN 18915 bei Bodenarbeiten  

Wasser und Grundwasser 
- Vermeidung von Beeinträchtigungen des Grundwassers während der Bauphase, sach-

gemäßer Umgang und Lagerung von Schadstoffen 
- Versickerung von Regenwasser innerhalb des Plangebietes (gemäß § 54 des Bran-

denburgischen Wassergesetzes) 
Pflanzen, Biotope und Biotopverbund sowie Landschaftsbild und Erholung 
- Anlage einer Heckenpflanzung auf 1.700 m² im Sondergebiet 
- Anlage einer Heckenpflanzung auf 2.100 m² (planextern im Flächenpool Bergsdorf) 
- Pflanzbindung von mindestens 1 Laubbaumhochstamm je 6 Stellplätzen (planintern) 
- Pflanzbindung von mindestens 133 Laubbaumhochstämmen (planextern) 
- Vermeidung von Beschädigungen an Gehölzen während der Bauphase, bei Tiefbauar-

beiten Beachtung der Vorschriften der DIN 18920 zum Schutz von Bäumen, Pflanzen-
beständen und Vegetationsflächen 

- Empfehlung zur Verwendung gebietseigener Gehölze gemäß dem Erlass des Ministe-
riums für Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz vom 02. 12. 2019 zur „Verwendung 
gebietseigener Gehölze bei der Pflanzung in der freien Landschaft“ aus dem Vorkom-
mensgebiet 2.1 Ostdeutsches Tiefland  

Tiere und biologische Vielfalt 
- planexterne CEF-Maßnahme für Brutvögel (Anbringen von Vogelnistkästen) 
- planexterne CEF-Maßnahme für Fledermäuse (Anbringen von Fledermauskästen) 
- Berücksichtigung Bauzeitenregelungen für Rodungsarbeiten und Abrissarbeiten, Aus-

führung zwischen 01.10. und 28.02 (Brutvögel und Fledermäuse) 
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- Berücksichtigung von fledermausverträglicher Beleuchtung  

3.4 Prüfung der Alternativen 
Gemäß Anlage 1 Nummer 2 Buchstabe d zum BauGB sind die in Betracht kommenden 
anderweitigen Planungsmöglichkeiten zu beschreiben. Hierbei sind die Ziele und der 
räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes zu berücksichtigen. Die Erörterung 
anderweitigen Planungsmöglichkeiten hat demzufolge im Rahmen der beabsichtigten 
Planung und innerhalb des gewählten Geltungsbereiches zu erfolgen. 
Planungsziel ist die Erweiterung eines Standortes für Lebensmittelmärkte und die Neu-
anlage von Allgemeinen Wohngebieten gemäß Rahmenplanung der Stadt Gransee.  
Anderweitige Planungsmöglichkeiten die innerhalb des Plangebietes geringere Auswir-
kungen auf die Schutzgüter haben sind nicht erkennbar. Die vorhandenen naturschutz-
fachlich relevanten Gehölze können bei Umsetzung der Planung nicht erhalten werden. 
Nachhaltige und nicht überwindbare Beeinträchtigungen von Artenschutzbelangen sind 
durch die aufgezeigten vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen vermeidbar. Das Plange-
biet wird eingegrünt und somit die Einbindung in die Landschaft gewährleistet und die 
Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes berücksichtigt.  
Für den Geltungsbereich ergeben sich unter Berücksichtigung des Planungsziels keine 
weiteren sich wesentlich von der vorliegenden Planung unterscheidenden Alternativen. 

3.5 Zusätzliche Angaben 

3.5.1 Technische Verfahren und Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung 
Bei der Umweltprüfung wurden keine technischen Verfahren angewendet. Die Ermittlung 
und Bewertung der nachteiligen Umweltauswirkungen erfolgte aufgrund der im Umwelt-
bericht zum Bebauungsplan Nr. 21 "Einzelhandel und Wohnen an der Berliner Straße" 
gemachten Angaben. Konkrete Schwierigkeiten bei der Ermittlung und Zusammenstel-
lung der Angaben haben sich nicht ergeben. Gleichwohl beruhen verschiedene Angaben 
auf allgemeinen Annahmen oder großräumigen Daten (z. B. Klimaangaben) und bein-
halten eine gewisse Streuungsbreite. Zur Ermittlung und Beurteilung der erheblichen 
Umweltauswirkungen der Planung in der vorliegenden Form bilden die zusammenge-
stellten Angaben jedoch eine hinreichende Grundlage. 

3.5.2 Geplante Maßnahmen zur Überwachung erheblicher Umweltauswirkungen 
Gemäß § 4c BauGB haben die Gemeinden erhebliche Umweltauswirkungen zu überwa-
chen, „um insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig zu er-
mitteln“ und ggf. Gegenmaßnahmen ergreifen zu können. Die Überwachungspflicht setzt 
also ein, wenn Umweltauswirkungen erheblich sind und es sind insbesondere unvorher-
gesehene nachteilige Auswirkungen zu betrachten.  
Im vorliegenden Fall sind aufgrund der Versiegelung erhebliche Umweltauswirkungen 
für das Schutzgut Boden und durch Flächeninanspruchnahme und anthropogene Nut-
zung von bislang landwirtschaftlich genutzten Flächen sowie für die Pflanzen und Tiere 
prognostiziert worden. Prognoseunsicherheiten bestehen diesbezüglich nicht. Eine 
Überwachung dieser Auswirkungen ist nicht erforderlich. 

3.5.3 Sachgerechter Umgang mit Abfällen und Abwässern 
Es sind keine schädlichen Umwelteinwirkungen zu erwarten. 
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3.5.4 Nutzung erneuerbarer Energien 
Im räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 21 "Einzelhandel Berliner 
Straße" sind Dachflächen mit Anlagen für die Erzeugung, Nutzung oder Speicherung 
von Strom, Wärme oder Kälte aus erneuerbaren Energien oder Kraft-Wärme-Kopplung 
auszustatten.  

3.5.5 Immissionsschutz 
Es sind keine schädlichen Umwelteinwirkungen zu erwarten.  

3.5.6 Unfälle und Katastrophen 
Von eventuellen Betriebsstörungen sind keine schädlichen Umwelteinwirkungen zu er-
warten. 

3.5.7 Allgemeinverständliche Zusammenfassung 
Für das Plangebiet liegt der wirksame Flächennutzungsplan (FNP) der Stadt Gransee 
von 2002 vor. Darin ist das Plangebiet ist als Grünfläche mit der Zweckbestimmung 
Parkanlage, als gemischte Baufläche, als Flächen für die Landwirtschaft und als Flächen 
für Ausgleichsmaßnahmen dargestellt. Der räumliche Geltungsbereich der 10. Flächen-
nutzungsplan-Änderung befindet sich südöstlich der Berliner Straße. Er hat eine Größe 
von rund 6,0 ha.  
Im Bestand sind die Flächen für Ausgleichsmaßnahmen bislang nicht vollzogen. Sie wer-
den derzeit als intensiv genutzter Acker bewirtschaftet. Die Grünfläche ist als Bestands-
fläche straßenbegleitend an der Berliner Straße vorhanden. Auf der gemischten Bauflä-
che befindet sich ein Wohngebäude an der Berliner Straße, ein Lebensmittelmarkt mit 
seinen Nebenanlagen und das Feuerwehrtechnische Zentrum des Landkreises Oberha-
vel. Die als Flächen für Landwirtschaft dargestellten Flächen liegen im planungsrechtli-
chen Außenbereich. Sie sind entlang der Berliner Straße mit zwei weiteren Wohngebäu-
den und einer Gewerbeeinheit mit angegliederter Wohnnutzung bebaut. Die vorhandene 
Baulücke zwischen den Bestandshöfen liegt an der Berliner Straße und ist ca. 50-60 m 
breit. Diese Fläche und die rückwärtig hinter den Bestandshöfen liegen Flächen werden 
als intensiv genutzter Acker bewirtschaftet. 
Die Stadt Gransee stellt den Bebauungsplan Nr. 21 "Einzelhandel Berliner Straße" mit 
einer Größe von ca. 2,95 ha auf. In dem Bebauungsplan werden gemäß § 11 BauNVO 
ein sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „großflächiger Einzelhandel“ so-
wie gemäß § 9 Absatz 1 Nummer 12 BauGB eine Versorgungsfläche sowie die zugehö-
rigen Erschließungsflächen festgesetzt. 
Die geplanten Festsetzungen als Sondergebiet und Versorgungsfläche stehen den Dar-
stellungen des wirksamen Flächennutzungsplanes der Stadt Gransee entgegen. Der 
Flächennutzungsplan wird daher im Parallelverfahren nach § 8 Abs. 3 Satz 1 BauGB 
geändert.  
Mit der 10. Änderung des Flächennutzungsplans sollen die bisher als  

• gemischte Baufläche, 
• Fläche für die Landwirtschaft und 
• Fläche für Ausgleichsmaßnahmen 

dargestellten Flächen künftig als  
• Sonderbaufläche 20 Zweckbestimmung "großflächiger Einzelhandel",  
• Sonderbaufläche 21 Zweckbestimmung "Verwaltung, kulturelle, soziale und ge-

sundheitliche Zwecke ", 
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• Wohnbaufläche, 
• Gemischte Baufläche und  
• Fläche für Ausgleichsmaßnahmen 

dargestellt werden.  
Die bisher dargestellte Grünfläche entlang der Berliner Straße soll geringfügig vergrößert 
und darin eine Straßenverkehrsfläche integriert werden.  
Zeitgleich und zugehörig wird der erforderliche Umweltbericht gemäß § 2a BauGB erar-
beitet und die Umweltprüfung durchgeführt. 
Innerhalb des Plangebietes befinden sich keine Schutzgebiete nach nationalem oder 
internationalem Recht. Aufgrund der vorhandenen baulichen Vorbelastung des Plange-
bietes und den räumlichen Abständen zu Schutzgebieten werden keine erheblichen Um-
weltauswirkungen wie Verlust, Zerschneidung und Funktionsbeeinträchtigung von 
Schutzgebietskategorien nach §§ 20 bis 30 BNatSchG erwartet. 
Die Abschätzung der Umweltauswirkungen bei Durchführung der Planung ergab für das 
Schutzgut Fläche, Geologie und Boden Beeinträchtigungen durch eine potentielle Zu-
nahme von Versiegelungen im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 21 "Einzel-
handel Berliner Straße" auf einer Fläche 9.951 m² und durch die Erweiterung des Misch-
gebietes und die Darstellung des Allgemeines Wohngebietes auf einer Fläche von 1,0 ha 
Eine Beeinträchtigung der Versickerung und damit der Grundwasserneubildungsrate 
kann durch die planinterne Versickerung von Regenwasser im nachfolgenden Planver-
fahren vermieden werden.  
Gesetzlich geschützte Biotope kommen im Plangebiet nicht vor. Auf den anthropogen 
vorgeprägten Flächen sind keine nachhaltigen negativen Auswirkungen auf Pflanzen, 
Biotope und Biotopverbund zu erwarten. Das Biotopentwicklungspotential wird durch 
die Überplanung der potentiellen Flächen für Ausgleichsmaßnahmen durch Bauflächen 
im Bereich des Ackers gemindert. Bei einem Erhalt der in Ost-West-Richtung verlaufen-
den Hecke und deren Integration in die Wohnbauflächen können negative Auswirkungen 
vermieden werden. 
Konflikte auf Tiere und biologische Vielfalt können durch den Verlust der Gehölzflä-
chen in den vorhandenen Bauflächen eintreten. Potentiell betroffen ist das ubiquitäre 
Artenspektrum von Brutvögeln und Fledermäusen. Unter Berücksichtigung von Vermei-
dungs- und CEF-Maßnahmen sind artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände vermeid-
bar. Eine artenschutzrechtliche Ausnahme gemäß § 45 Abs. 7 BNatSchG i. V. m. Art. 16 
FFH-RL ist nicht erforderlich." 
Erholungsnutzungen befinden sich nicht Plangebiet. Eine Beeinträchtigung des Land-
schaftsbildes kann durch die Anlage von Gehölzstrukturen und Begrünungen der 
Wohngebietsflächen vermieden werden. 
In Folge der Umsetzung der Flächennutzungsplanänderung sind keine Auswirkungen 
auf die Schutzgüter Luft und Klima, Kultur- und sonstige Sachgüter sowie Mensch und 
Gesundheit zu erwarten. 
Bei Nichtdurchführung der Planung bliebe die Fläche weiter ungenutzt, würde aber anth-
ropogen vorgeprägt sein. Eine Beanspruchung der Ackerfläche würde nicht erfolgen. 
Eine Verbesserung der Standortbedingungen für Tiere und Pflanzen wäre nur bei einem 
großflächigen Rückbau der baulichen Anlagen und einer Entwicklung der Ackerfläche 
als Fläche für Ausgleichsmaßnahmen möglich. 
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Im Ergebnis der Bewertung der Wirkfaktoren und den möglichen Beeinträchtigungen ist 
festzustellen, dass bei Beachtung der Minimierungs-, Vermeidungs-, Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen auf Ebene des Bebauungsplanverfahrens Nr. 21 "Einzelhandel Ber-
liner Straße" mit der Umsetzung der Änderung des Flächennutzungsplanes keine ver-
bleibenden erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten sind.  

3.6 Rechtgrundlagen / Quellennachweis 
BauGB (Baugesetzbuch) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 
(BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. Juli 2023 (BGBl. 
2023 I Nr. 221) geändert worden ist. 
BauNVO (Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke - Baunutzungsver-
ordnung) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 
3786), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) 
geändert worden ist. 
BNatSchG - Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzge-
setz) vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 08. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2240) geändert worden ist. 
BbgNatSchAG (Brandenburgisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzge-
setz - Brandenburgisches Naturschutzausführungsgesetz) vom 21. Januar 2013 
(GVBl.I/13, [Nr. 3], S., ber. GVBl.I/13 [Nr. 21]) zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 25. September 2020 (GVBl.I/20, [Nr. 28]). 
BbgWG (Brandenburgisches Wassergesetz) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 2. März 2012 (GVBl. I/12, Nr. 20), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 4. Dezember 2017 (GVBl.I/17, [Nr. 28]). 
LEP HR (Verordnung über den Landesentwicklungsplan Berlin-Brandenburg Haupt-
stadtregion Berlin-Brandenburg) in Kraft getreten am 01. Juli 2019, Gesetz- und Ver-
ordnungsblatt für das Land Brandenburg Teil II - Nr. 35 vom 13. Mai 2019. 
PlanZV (Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des 
Planinhalts – Planzeichenverordnung) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), 
die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) geändert 
worden ist. 
WHG - Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz) vom 31. 
Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 
(BGBl. 2023 Nr. 176) geändert worden ist, 
Baumschutzsatzung: Satzung zum Schutz des Baumbestandes der Stadt Gransee 
vom 16. Dezember 2010. 
Bundesartenschutzverordnung (BArtSchV) „Verordnung zum Schutz wild lebender Tier- 
und Pflanzenarten“ vom 16.02.2005 (BGBl. I S. 258; 896) zuletzt geändert durch Artikel 
10 des Gesetzes vom 21.01.2013 (BGBl. I S. 95). 
Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG – Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bo-
denveränderungen und zur Sanierung von Altlasten): vom 17. März 1998 (BGBl. I S. 
502), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl. I S. 306) 
geändert worden ist. 
Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG – Gesetz zum Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und 
ähnliche Vorgänge): in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274; 2021 I S. 123), das zuletzt durch Artikel 11 Absatz 3 des Gesetzes vom 26. 
Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 202) geändert worden ist. 
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Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 540), das durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88) geändert worden ist. 
Bund-/Länderarbeitsgemeinschaft Bodenschutz (LABO 2009): Bodenschutz in der Um-
weltprüfung nach BauGB, Mainz. 

Artenschutzbeitrag vom Ingenieurbüro für faunistische Gutachten, Menz 2021 
Eingriffs-/Ausgleichskurzbilanzierung für die Errichtung einer Holzhackschnitzelheizan-
lage mit unterirdischem Vorratslager, Katzung 2021. 
Hofmann & Pommer (2005): Potentielle Natürliche Vegetation von Brandenburg und 
Berlin. - Eberswalder Forstliche Schriften Band XXIV. - Hrsg.: Ministerium für ländliche 
Entwicklung, Umwelt und Verbraucherschutz des Landes Brandenburg und Landesfor- 
stanstalt Eberswalde, Potsdam. 
Knospe, Frank (1998): Handbuch zur argumentativen Bewertung. 
Ministerium für ländliche Entwicklung, Umwelt und Verbraucherschutz des Landes Bran-
denburg (2009): Hinweise zum Vollzug der Eingriffsregelung. 
Ministerium für Infrastruktur und Landesplanung (2015): Hinweise zur Erstellung des Ar-
tenschutzbeitrags (ASB) bei Straßenbauvorhaben im Land Brandenburg (Hinweise 
ASB), Potsdam, Stand 03/2015. 
Richtlinie 79/409/EWG des Rates vom 2. April 1979 über die Erhaltung der wildlebenden 
Vogelarten (Vogelschutzrichtlinie, kurz VSchRL). 
Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Le-
bensräume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen (Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie, 
kurz: FFH). 
Richtlinie 97/62/EG des Rates vom 27. Oktober 1997 zur Anpassung der Richtlinie 
92/43/EWG zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere 
und Pflanzen an den technischen und wissenschaftlichen Fortschritt, Amtsblatt der Eu-
ropäischen Gemeinschaften. 
Scholz (1962): Die naturräumliche Gliederung Brandenburgs, Potsdam. 
„Verwendung gebietseigener Gehölze bei der Pflanzung in der freien Natur“, Erlass 
des Ministeriums für Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz vom 2. Dezember 2019, 
Amtsblatt für Brandenburg - Nr. 9 vom 4. März 2020, Seite 203ff. 
Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) - Richtlinie 2000/60/EG „Richtlinie des Rates zur Schaf-
fung eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Was-
serpolitik“ vom 23. Oktober 2000. 
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5. Verfahren 
  

Einleitungsbeschluss 
Die Amtsausschusssitzung des Amtes Gransee und Gemeinden hat in ihrer öffentlichen 
Sitzung am 7. Juni 2021 den Einleitungsbeschluss zur 10. Änderung des Flächennut-
zungsplans gefasst. 
 

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit 
Der Vorentwurf der 10. Änderung des Flächennutzungsplanes mit den dazugehörigen 
Unterlagen wurden in der Zeit vom 10. Januar 2022 bis einschließlich 9. Februar 2022 
öffentlich ausgelegt. Es ist keine Stellungnahme mit Anregungen aus der Öffentlichkeit 
eingegangen.  
 

Frühzeitige Beteiligung der Behörden 
Mit Schreiben vom 22. Dezember 2021 sind 35 Behörden und sonstige Stellen, die Trä-
ger öffentlicher Belange sind, frühzeitig an der Bauleitplanung beteiligt worden. Für Stel-
lungnahmen ist eine Frist bis zum 31. Januar 2022 gesetzt worden. Von den Behörden 
bzw. sonstigen Trägern öffentlicher Belange haben 20 eine Stellungnahme abgegeben.  
 
Beteiligung der Öffentlichkeit 
Der Entwurf der 10. Änderung des Flächennutzungsplanes mit den dazugehörigen Un-
terlagen wurden in der Zeit vom 4. Januar 2023 bis einschließlich 3. Februar 2023 öf-
fentlich ausgelegt. Während dieser Frist konnte die Öffentlichkeit Einsicht in die Planung 
nehmen und Anregungen abgeben. Es ist während der öffentlichen Auslegung keine 
Stellungnahme mit Anregungen aus der Öffentlichkeit eingegangen. 
 
Beteiligung der Behörden 
Mit Schreiben vom 22. Dezember 2022 sind 35 Behörden und sonstige Stellen, die Trä-
ger öffentlicher Belange sind, formell an der Bauleitplanung beteiligt worden. Für Stel-
lungnahmen ist eine Frist bis zum 27. Januar 2023 gesetzt worden. Von den Behörden 
bzw. sonstigen Trägern öffentlicher Belange haben 18 eine Stellungnahme abgegeben.  
 
Erneute Beteiligung der Öffentlichkeit 
Der geänderte Entwurf der Änderung des Flächennutzungsplans in der Fassung vom 
____________ wurde in der Zeit vom ____________ bis einschließlich ____________ 
öffentlich ausgelegt. Es sind ____________ Stellungnahme mit Anregungen aus der Öf-
fentlichkeit eingegangen. 
 
Erneute Beteiligung der Behörden 
Mit dem Schreiben vom ____________ sind ____________ Behörden und sonstige 
Stellen, die Träger öffentlicher Belange sind, an der Bauleitplanung erneut beteiligt wor-
den. Für die Stellungnahmen ist eine Frist bis zum ____________ gesetzt worden. Von 
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den Behörden bzw. sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurden ____________ Stel-
lungnahmen abgegeben. 
 
Feststellungsbeschluss 
Die Amtsausschusssitzung des Amtes Gransee und Gemeinden hat am ____________ 
den Feststellungsbeschluss für die 10. Änderung des Flächennutzungsplans in der Fas-
sung vom ___________ gefasst. 
 
Genehmigung 
Mit dem Schreiben vom ______________ der oberen Verwaltungsbehörde wurde die 
10. Änderung des Flächennutzungsplans genehmigt. 

 


